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Bonn, den 2. August 1984 

e Freunde, 
$/Deutsche Bundestag hat sich in einer Sondersitzung am 
L-üft' 1P^4 m't den Problemen der Verbesserung der 
InbSy^'tät und mit der Sicherung der Arbeitsplätze bei der 
Und  •onahme des Kraftwerks Buschhaus auseinandergesetzt 
S/c, e'n Konzept zur Verbesserung des Umweltschutzes und zur 

nerung der Arbeitsplätze beschlossen. 
iu Ihrer Information veröffentlichen wir in dieser UiD-Ausgabe die 
Mini? Von Bundesminister Dr. Gerhard Stoltenberg, 
Spfiterpräsident Dr. Ernst Albrecht, die Stellungnahme des 
Ing^undestagsabgeordneten und Vorsitzenden der 
§0^?triegewerkschaft Bergbau und Energie, Adolf Schmidt, 
Konfden Appell der Mitarbeiter der Q~»«~^.,^,wo^a„ 

'Bergwerke an den Deutschen E 
4us 

Braunschweigischen 
Bundestag. 

8,/rt dfn hier dargelegten Argumenten können Sie sich selbst ein 
^Qch      Gründe und Ziele des Vorgehens der Bundesregierung 
Urttof1» die mit ihrer Entscheidung sowohl die Belange des 
^a/ynf ts°hutzes berücksichtigt als auch die Arbeitsplätze im 

um Helmstedt sichert. 

Mit 
Ihr Rundlichen Grüßen 

ü\*4 tu' Uj/ud 
Or. %n er Geißler MdB 
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Finanzminister Dr. Gerhard Stoltenberg gab für 
die Bundesregierung folgende Erklärung ab: 
Auf Grund der Entschließung des 
Deutschen Bundestages vom 28. Juni 
1984 zu dem Kraftwerk Buschhaus 
möchte ich einleitend das Hohe Haus 
über die Verhandlungen und Vorschläge 
der Bundesregierung zur Verbesserung 
des Umweltschutzes und zur Sicherung 
der Arbeitsplätze unterrichten. 
In Weiterführung früherer Gespräche und 
Entscheidungen haben die zuständigen 
Bundesressorts in den letzten vier 
Wochen intensive Diskussionen mit dem 
Unternehmen Braunschweigische Koh- 
len-Bergwerke AG - BKB - und der nie- 
dersächsischen Landesregierung, die für 
die Bau- und Betriebsgenehmigung 
zuständig ist, geführt Der Bericht wird zei- 
gen, daß die Bundesregierung in rechtli- 
cher und tatsächlicher Hinsicht ihren 
Handlungsspielraum voll ausgeschöpft 
hat, um die Ziele der Entschließung des 
Bundestages zu verwirklichen. 
Der tatsächlich gegebene Handlungs- 
spielraum kann nicht ohne Einbeziehung 
der Vorgeschichte seit 1977 sowie unter 
Berücksichtigung der rechtlichen Verant- 
wortlichkeiten und Zuständigkeiten 
bewertet werden. 
Die Bundesregierung ist in dem Beschluß 
vom 28. Juni 1984 insbesondere, wie die 
schriftliche Begründung deutlich macht, 
in ihrer Funktion als Anteilseigner an den 
Braunschweigischen Kohlen-Bergwer- 
ken AG angesprochen worden. Das ist 
auch der Grund, weshalb ich als der für 
Bundesbeteiligungen zuständige Minister 
heute diesen Bericht abgebe. Nach in- 
tensiver Vorerörterung haben Vorstand 
und Aufsichtsrat der BKB in den Jahren 
1977 bis 1979 die erforderlichen 
Beschlüsse für den Bau des Kohlekraft- 
werks Buschhaus gefaßt Das Land Nie- 
dersachsen genehmigte nach einem 
förmlichen Verfahren entsprechend den 
Bestimmungen des Bundes-Immissions- 
schutzgesetzes    zunächst    mit    Vor- 

bescheid vom 12. Oktober 1978 djjj 
Standort Buschhaus. Der Aufsichtsr« 
stimmte dem Vorhaben am 27. Noven^j 
1978 zunächst mit dem Vorbehalt zu, & 
die Anträge auf finanzielle Förderung v 

der Bundesregierung bewilligt wür?uf- 
Nachdem dies erfolgt war, gab der i\ 
sichtsrat am 8. Mai 1979 einstimmig«* 
mit der Stimme des Vertreters der P 
desregierung, seine Zustimmung. . ^ 
Das Projekt Buschhaus fand auchi iij'   • 
Öffentlichkeit vollen Rückhalt und «" 
teste Zustimmung. .   e$ 
Damals - es ist nicht lange her - schie 
unter dem Schock der Ölkrise un 
gänglich zu sein, die heimischen '=n??f1|e 
quellen, zu denen auch die SalzK- 
gehört, im Interesse der Verringej 
unserer Abhängigkeit vom •mPortJjavofl 

Erdöl maximal zu nutzen. Man ging fj   ^ 
aus, daß dies bei der Salzkohle nacn ^ 
Stand der Technik nur ohne Entscnw ^ 
lung möglich sei. Andererseits ware    0 
Gefahren   der  Schwefeldioxidemis   n 

allen Beteiligten noch nicht im ^Xr- 
Umfang bewußt Kritik an neuen & n 
gieanlagen äußerte sich ja in der zw j(T1 
Hälfte der 70er Jahre emotional nu », 
Hinblick auf den Bau von Ker"qKeit 
werken, mit bedenklicher Einse.Sjder 

und Übersteigerung, wie wir heute o g, 
wachsenden Problematik eiPera,e(\fl' 
schließlichen Verwendung fossilere» 
Stoffe feststellen müssen. grit' 
Regionalpolitisch ging es bei jenen ^ 
Scheidungen um die Erhaltung vo' a- 
tausend Arbeitsplätzen im struWurso^ 
chen Zonenrandgebiet um .He!Jgßdie 

Buschhaus erschien so wichtig. ° par' 
damalige Bundesregierung und a.eS\ßQ 
lament tätig wurden. So haben g^JLfltifl 
und Bundesrat im Herbst 1980 em- l3. 
das Verstromungsgesetz v0J7öffent' 
Dezember 1974 geändert, um aucn

Rraun' 
liehe Hilfen für den Einsatz von c' $< 
kohle, speziell Salzbraunkohle, zu « 
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ljqt 
n- Diese Novellierung ist in der betei- 

verw achwelt> in den beteiligten Fach- 
mann» 9en ausdrückl'ch als soge- 
den     Lex Buschhaus bezeichnet wor- 

Jahrdem Herbst 1980 sind 9ut dreieinhalb 
2eit ? ver9an9en. Das ist eine zu kurze 
ven i

m ein Kraftwerk heute zum negati- 
^no«i mbo' für angeblich verantwor- 
dftS0888 Handeln zu machen, das 
Anlaß 1 gefordert, gefördert und sogar 
feS ur eine Änderung des geltenden 
Ese    War 

9en ucheint mir im Hinblick auf den heuti- 
gjerJ~!andlungsspielraum der Bundesre- 
9uncte9 aucn notwendig, kurz die Beteili- 
$te||?!verna,tnisse bei der BKB darzu- 
*u ein i nn der Bund nat im Gegensatz 
a^tien en öffentlichen Behauptungen 
guriQ chtlich keine Mehrheitsbeteili- 
SchenHnd somit aucn keinen beherr- 
V|AG 7en Ejnfluß. Er ist zwar über die 
ScL JJ. 49,9% an den Braunschweigi- 
übrjQ^J^nlen-Bergwerken beteiligt; die 
°'2% in u,1°/o befinden sich jedoch zu 
49 <W • Handen freier Aktionäre und zu '9°/ 
AQ U° lm Eigentum der Preußenelektra 
der P?n°DVer Die VEBA wiederum hat an 86.5% ry enelektra einen Anteil von 
^ÖA K Beteil>gung des Bundes an der 
Man krfSchränkt sich jedoch auf 30%. - 
tian brant kein Aktienrechtler zu sein, 
Urn zu *nur Kopfrechnen zu können, 
beherr<s

W,lssen> daß sich hieraus kein 
?r9ehLl,ender Einfluß des Bundes 
Ich s?p,n kann. 
9laubG f•nurTatsachen klar, die, wie ich 
Hauseö   r dle Unterrichtung des Hohen 
f'ncl |ch Jjnd der Öffentlichkeit wichtig 

n9en =      e nicht in al|en Pressemittei- 
den Sind    der Mitte des Hohen Hauses 

^©nd hau01* 9ewonnen, daß das hinrei- 
ür die oS?nt ist oder beachtet wurde. 

Jung V°KB gilt die Montanmitbestim- 
rn sinn-den 15 Aufsichtsratsmitglie- 

K er- Untp !leben Vertreter der Arbeitneh- 
rt,rWnr d6n sieben Aktionärsvertretern 
\/r BunriS,Ch 9egenwärtig zwei Beamte 

rstanri wSregierLjng- Rechtlich hat der 
u oie Gesellschaft nach § 76 des 

Aktiengesetzes - ich zitiere - „unter eige- 
ner Verantwortung zu leiten". Er kann übri- 
gens in „Fragen der Geschäftsführung" 
weder vom Aufsichtsrat noch von der 
Hauptversammlung angewiesen werden. 
Jeder wird verstehen, daß sich die Arbeit- 
nehmer im Aufsichtsrat der BKB in erster 
Linie von der Sorge um die Arbeitsplätze 
leiten lassen. Wir nehmen die Mitbestim- 
mung und die Sorgen dieser Arbeitneh- 
mer ernst Man kann nicht die auf dem Pri- 
vateigentum beruhende Wirtschaftsord- 
nung und die Mitbestimmung bejahen und 
in Festreden preisen und dann so tun, als 
ob die Bundesregierung bei der BKB frei 
schalten und walten könnte. 
Die Entschließung des Deutschen Bun- 
destages hat übrigens diese Grenzen 
gesehen und daher der Bundesregierung 
aufgegeben, sich für die im einzelnen 
genannten Maßnahmen „einzusetzen". 
Bei dieser Formulierung hatten wir als 
Bundesregierung kein Problem, sie als 
Auftrag zu übernehmen. Wenn man uns 
aufgefordert hätte, bestimmte Maßnah- 
men durchzusetzen, hätten wir bei der 
geschilderten Rechtslage widersprechen 
müssen. 
In der jüngsten Vergangenheit hat sich die 
Erkenntnis von der ernsthaften Umweltge- 
fährdung durch gleichbleibende oder gar 
noch wachsende Emissionen in der deut- 
schen Öffentlichkeit durchgesetzt Diese 
Bundesregierung verwirklichte insbeson- 
dere mit der Großfeuerungsanlagen- 
Verordnung und der Neufassung der 
Technischen Anleitung Luft wesentlich 
schärfere und anspruchsvollere Regelun- 
gen. Auf diesem Wege eines wirksameren 
Umweltschutzes möchten wir auch in 
neuen rechtlichen Normen weiter vor- 
angehen. 
Nach der sorgfältig begründeten Rechts- 
auffassung der niedersächsischen Lan- 
desregierung als der zuständigen Geneh- 
migungsbehörde bleibt der Anspruch der 
BKB auf die Betriebsgenehmigung für 
Buschhaus jedoch bestehen. Hier ist 
nach fast sieben Jahren Planungs- und 
Bauzeit ein modernes Kohlekraftwerk für 
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rund 880 Millionen DM mit finanzieller För- 
derung des Bundes erstellt worden, das 
nach Auffassung der Verantwortlichen 
des Unternehmens jetzt in Betrieb genom- 
men werden muß. 
Niedersachsen entwickelte seit Anfang 
dieses Jahres vor allem in direkten 
Gesprächen müdem Betreiberein erstes 
Konzept zur Begrenzung der Umwelt- 
belastung im Helmstedter Raum. Die Bun- 
desregierung hat insbesondere auf Grund 
eines neuen wissenschaftlichen Gutach- 
tens von Anfang dieses Jahres die sich 
erstmals abzeichnende Möglichkeit für 
eine Rauchgasentschwefelungsanlage 
in Buschhaus - also für Salzkohie - 
begrüßt und von Anfang an ihre Bereit- 
schaft zur Förderung erklärt 
Bereits vor den Initiativen im Deutschen 
Bundestag haben der Bundesinnenmini- 
ster und ich bei den Haushaltsverhand- 
lungen für 1985 und die mittelfristige 
Finanzplanung fest vereinbart, einen Bun- 
deszuschuß von zunächst 60 Millionen 
DM für dieses Vorhaben einzuplanen. 
Zu dem genannten Niedersachsen-Kon- 
zept gehörte - wie bereits zuvor in Aus- 
sicht genommen - auch die Überführung 
des besonders umweltbelastenden alten 
Kraftwerks Offleben I in die Kaltreserve. 
Bereits dieser Niedersachsen-Plan - vor 
jeder Debatte hier im Bundestag - sollte 
zu einer Verringerung der derzeitigen 
Schwefeldioxidemission in jener Region 
führen. 
Nach dem Beschluß des Bundestages 
haben die Bundesressorts unverzüglich 
Gespräche mit dem BKB-Vorstand auf- 
genommen. Der Vorstand dieses Unter- 
nehmens berichtete uns am 12. Juli: Der 
Verzicht auf die Inbetriebnahme von 
Buschhaus mit Salzbraunkohle bis zum 
Einbau einer Rauchgasentschwefelungs- 
anlage mache die Inbetriebhaltung des 
Kraftwerks Offleben I und das Fahren bei- 
der Off lebener Kraftwerke mit höherer Lei- 
stung notwendig. Die Folge sei, daß die 
Emission von Schwefeldioxid gegenüber 
dem Stand von 1982 -145.000 Jahreston- 
nen - mindestens beibehalten, eventuell 

noch gesteigert werde. Bei Nichtinb 
triebnahme von Buschhaus würden ku 
fristig 436 Arbeitsplätze - insbesond^ 
im Bergbau - entfallen. Ferner sei 
Verschlechterung der Erlöse vor SteU ^ 
im Zeitraum von 1984 bis 1993 von tfe 

als 600 Millionen DM zu erwarten. 

Die anschließenden intensiven Erörtert 
gen der Bundesressorts mit dem ur' 
nehmen, auch dem Land führten dan\ 
folgendem Ergebnis: Für die KrafW   * 
Buschhaus und Offleben II - dort Bl^lr|i- 
- sollen unter Beachtung der erft3rJLjg' 
chen Genehmigungsverfahren unve/~Leii 
lieh Rauchgasentschwefelungsani« jj, 
mit dem bestmöglichen Wirkungs9|j* ^ 
Auftrag gegeben werden. Das ^ra^,fTi' 
Buschhaus wird sofort in Betrieb 9en ^ 
men, bis zum Einsatz der neuen Ra ^ 
gasentschwefelungsanlage Jec,oCil,aLjn' 
mit der sehr schwefelhaltigen Salz&fug 
kohle, sondern der Normal-Braun* jst 

aus dem Helmstedter Raum. D'jLjr 
sicher eine sehr entscheidende Ve-ra^ 
rung im Konzept, auch unter 
Gesichtspunkt des Umweltschutzes- {g5 

Eine Realisierung dieses ^onz n0 
würde die Schwefeldioxidbeia ., 
sofort von 145.000 auf 125.000 Ja* h. 
tonnen senken. In den 90er Jahren z ^ 
net sich danach ein Rückgang auf? nei siun uanauri ein nuu^yon» -  -h 
7% der heutigen UmweltbelastungK hü0 
Nach den Beratungen im Innenaus ^, 
des Bundestages am 27. Juli - •*L$ß 
desregierung hat ihre Entsch e[i 
bewußt ausgesetzt, um diese Bera ^" 
in die Meinungsbildung einzubezi ^(i 
ist der skizzierte Vorschlag in drei r 
weiterentwickelt worden. cti^ 
Eine verstärkte Nutzung von Bus ^^ 
und eine entsprechende Zurück»" ^ 
des Betriebs von Offleben II s0"fügl'cfl 

Ausstoß von Schwefeldioxid unverz• ^ 
um weitere 5.000 Jahrestonnen -fr 
gern. Die Anwendung eines En.tsc

ür zv^j 
lungsverfahrens auf Kalkbasis TU ||SoJ 
alte Blöcke des Kraftwerks OW&o^ ^ 
ab 1986 die Gesamtemission zu» tVoP 
um 6.5001 reduzieren. Schließlich 
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'Una ' da(* ^ie Rauchgasentschwefe- 
3Q ypanlage für Buschhaus bereits zum 
Sow 1987 fert'9gestellt wird. 
ge_^lrd es möglich sein, zu einer grundle- 
tion Verbesserung der Umweltsitua- 
W2u kommen- Denn der Stufenplan 
^Cick bereits im ersten Schritt einen 
145nn9ng der Gesamtemission von u°0 auf nunmehr 120.000 Jahreston- 
rUnrii ^®^ 's* e'ne Verringerung auf 
sinS J3-500 vorgesehen. Ab Mitte 1987 
der*i diese Zahl mit der Inbetriebnahme 
deuti- ,?auchgasentschwefelungsanlage 
I99?lch auf weniger als 35.000 und ab 
ben 'Wenn die beiden alten Blöcke Offle- 
9oof?!"9ele9t werden, sogar auf etwa 
u'je«J,ahrestonnenab. 
*u$äbrung setzt a"erdings erhebliche 
Untö? cne finanzielle Leistungen des 
Vora, ner>mens und der öffentlichen Hand 
beff; .Die BKB haben zunächst 
^Schi Aufwendungen   für   den 
das ?!uß der Normalbraunkohlefelder an 
Uarühraftwerk Buschhaus zu leisten, 
^lösv ninaus werden sie neben den 
9en'na icnten auf Grund zeitweilig 
dj6  yerer Stromerzeugung allein durch 
hwtv 

auchgasentschwefelungsanlage 
UMtr

x'tlonskosten von rund 140 Millionen 
Aus?96"- 
*uScir Bur,deshaushalt sind zunächst 
hen olUsse von 140 Millionen DM vorgese- 
^'Hion esen'Sie werden sich um rund 50 
^UnapiP^fur die zusätzlichen Aufwen- 
SchS ,bei der Einführung des Kalkent- 
^Ordn lun9sverfahrens erhöhen. Die 
Ania "Un9 der Betriebskosten für diese 
^hre iqQ

rund 60 Millionen DM bis zum 
uas la ~ bedarf noch einer Klärung, 
^ärtk- Njedersachsen hat sich bereit 
Sunn ls zu 52 Millionen DM zur Ver- 
"ch^ zustellen. 
an9 - u aucn in diesem Zusammen- 

^n rtan11" wir über Geld reden - beto- 
^neidu es sich bei den aktuellen Ent- 
bn9uiär9en um ßuschhaus um einen 
u*U bpfen Vor9ang handelt.Es gibt kein im 
i°hlek. «T^es bzw jetzt fertiggestelltes 
^chr u erk- das in rechtlicher oder 

"lcrier Hinsicht vergleichbar ist. 

Dieser Bericht sollte deutlich machen: Der 
jetzt entwickelte Plan für Buschhaus und 
Offleben bewirkt dreierlei: Die Umweltsi- 
tuation wird sofort verbessert, in weiteren 
Stufen dann in Größenordnungen, die vor- 
bildlich für andere Regionen bei uns und 
in Europa werden können. Wir wären doch 
froh, wenn wir in anderen Bergbauregio- 
nen - insbesondere im Braunkohlegebiet 
der DDR - auch nur im Ansatz vergleich- 
bare Absenkungen von Emissionen in den 
nächsten Jahren erwarten könnten. 
Das Einvernehmen über die beschleu- 
nigte Nutzung modernster fortgeschritte- 
ner Entschwefelungstechniken sollte 
wegweisend für andere betroffene Regio- 
nen sein. 
Die Arbeitsplätze des Unternehmens, ins- 
besondere im Bergbau, werden gesichert 
Das dargestellte Konzept führt zu einer 
Verringerung um 59 Mitarbeiter ohne Ent- 
lassungen statt sofortigen Verlustes von 
436 Arbeitsplätzen bei einem Verzicht auf 
die Inbetriebnahme von Buschhaus. 
Ich bin davon überzeugt, daß wir mit den 
getroffenen Vereinbarungen und den 
genannten Maßnahmen uneingeschränkt 
die politischen Ziele des Bundestagsbe- 
schlusses erfüllen. Wir erreichen nicht 
nur, sondern übertreffen mittelfristig die in 
Ziffer 2 und 3 des Beschlusses formulier- 
ten Werte zur Verringerung der Umweltbe- 
lastung. Wir entsprechen der Aufforde- 
rung in Ziffer 4, den Belangen der Arbeit- 
nehmer gerecht zu werden. Wir nutzen, 
wie in Ziffer 5 erwartet, alle Möglichkeiten 
finanzieller Unterstützung. 
Das Konzept der Bundesregierung ist 
deshalb von vielen unmittelbar Beteiligten 
und zahlreichen Interessierten - sowohl 
dem Betriebsrat des Unternehmens und 
den Vertretern der regionalen kommuna- 
len Selbstverwaltung als auch dem 
Deutschen Gewerkschaftsbund und 
anderen - ausdrücklich begrüßt und 
unterstützt worden. Ich hoffe, daß diese 
eindringlichen Applelle ihren Widerhall 
auch in den heutigen Beiträgen der Oppo- 
sition finden werden. 
Die sorgfältige Prüfung hat ergeben, daß 
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wir diesen genannten umweit- und 
arbeitsmarktpolitischen Erfordernissen 
dienen, wenn Buschhaus jetzt in Betrieb 
genommen wird und damit die wesentlich 
umweltbelastenderen alten Kraftwerke 
Offleben zurückgefahren bzw in die Kalt- 
reserve überführt werden. 
Ich wil hier einmal in freier Rede offen fol- 
gendes sagen: Mich hat an der politischen 
Diskussion und an einem Teil der publizis- 
tischen Diskussion der letzten Wochen 
eines in Staunen versetzt: daß hier ein 
neues, modernes Kohlekraftwerk, dessen 
Entstehungsgeschichte, auch mit den 
politischen Entscheidungen etwa der 
heutigen sozialdemokratischen Opposi- 
tion, ich kurz geschildert habe, von 
bestimmten Kräften zum Symbol der 
Umweltverschmutzung hochstilisiert wird, 
während über die benachbarten alten, 
wirklich umweltschädlichen Kohlekraft- 
werke in der deutschen Öffentlichkeit 
überhaupt nicht geredet wird. Dies ist 
irrational. Es ist eine Verzeichnung der 
wirklichen Umweltprobleme. Es ist eine 
Verzeichnung der wirklichen Umweltpro- 
bleme im Helmstedter Raum und darü- 
ber hinaus. 
Ich erläutere unsere Entscheidung auf 
Grund dieses Beschlusses und komme 
gleich noch auf Ziffer 1. 
Ich habe erwähnt, daß Bund und Land 
bereits vor dem Beschluß des Bundesta- 
ges mit wesentlichen ersten Ergebnissen 
tätig geworden sind. Ich muß, Herr Ehmke, 
unseren Kritikern aus der SPD sagen, daß 
sich nach den Akten in den Jahren seit 
1977 die verantwortlichen Spitzen der 
Ressorts niemals so intensiv mit diesen 
Problemen des Umweltschutzes und des 
Arbeitsmarktes im Raum Helmstedt 
beschäftigt haben wie wir in den letzten 
Monaten. 
Ich will zur Vorgeschichte sonst nicht viel 
sagen. Ich körihfe da Anmerkungen zu 
manchen prominenten Politikern in Ihren 
Reihen machen. 
Ich will hinzufügen, Herr Ehmke: Aber die 
Initiative des Hohen Hauses von Ende Juni 
führte in enger Zusammenarbeit mit dem 

Unternehmen und dem Land zu weite' 
erheblichen Verbesserungen. Wir * 
haben auch in dieser letzten Zeit neue t 
sichten gewonnen. Ich stehe nicht an. Heff 

Kollege Vogel, weil ich ja vermute, daß ^ 
Thema „Respekt vor dem Parlament ein6 

große Rolle bei Ihnen spielen wird, in^g 
hier ganz offen zu sagen: Ich habe arn

taj|5 
Juni auch nicht alle komplizierten De» j 
so übersehen, wie ich es heute auf G' 
der intensiven Beratungen der 
Wochen tue. Es steht doch niemar- 
der intensiven Beratungen der le^ 
Wochen tue. Es steht doch nieman0 n 
schlecht an, dies offen zu sagen. Wer ^ 
Ihnen sagen kann, daß er die Einzelne 
der Emissionsbelastung, die technisc 
Probleme einer Rauchgasentschw t 

lungsanlage, die es in der Welt übern^ 
noch nicht gibt, weil sie in einem Sa. p-a- 
legebiet angewandt werden soll, d'e ^n 
gen der Wechselwirkungen zW'^wi 
Offleben I und II und Buschhaus uJ?asarn 
verschiedenen Blöcken, wer das alle' ,, 
28. Juni im Deutschen Bundestag &$ 
komplett übersehen hat, genießt me n 
großen Respekt Aber zur Zeit muß 'cr 

in diesem Hause noch finden. n fn 
Deswegen sage ich: Auch wir nJL g^r 
den letzten Wochen hinzugelernt DfL^e, 
gen habe ich ja, Herr Kollege E%rr 
diese Entschließung des Deutschen *u 
destags ausdrücklich und ohne Vort> fi 
nicht nur aus Gründen des RespeW8 ggfi 
in ihren weiterführenden WirKu 

gewürdigt W 
So bewirkte die Diskussion auf Gru'    jr 0U 

schwefelungsanlage nicht die sen 

Ziffer 1 des Beschlusses, daß in »y ^ 
haus bis zum Einbau der Re^.^fel' 

nardiflÖ5 

haltige Salzkohle, sondern - a|,e[ #* 
mit  erheblichen   Mehrkosten  tur-t 
Unternehmen - Braunkohle e\W* 
wird. 0$ 
Wer aber von der Bundesregierung nier 
der zuständigen Landesregierung er 
Berufung auf diese Ziffer 1 jetzt noc>jp 
langen sollte, daß Buschhaus rn |jcn 
Betrieb geht tritt im Ergebnis für ern ^ 
stärkere Umweltbelastungen, den

hiia|ti9e 

von vielen Arbeitsplätzen und nacn jefi 
finanzielle  Mehraufwendungen 



SS ktSK6n Jahren e'n- 
gig *Dei diesem Ergebnis deshalb abwe- 
IsriorS! £undesregierung eine Mißach- 
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tia<u?es Parlaments vorzuwerfen. Ich muß 
^ß !?r in aller Klarheit sagen. 

d|e Braunschweigischen Kohlen- 
QrUnrnLke ~ich Sage daS vorsorg|icn auf 
Ve^iohI er Zwischenrufe - nicht darauf 
v°rüh k°nnen, auch wenn sie jetzt 
r6d °?

r9ehend die Stromerzeugung 
rriit dierAn" Strom zu produzieren, hängt 
rtien 1- Aufgabe des Vorstands zusam- 
SiCk a'e Existenz des Betriebs und die 
$tenI

ne,t der Arbeitsplätze zu gewährlei- 

sten Wi"icn nier in aller Deutlicnkeit 
u'e  p 
^Ur(jck

roduktion wird mehrere Jahre 
QrenJ!9efunrt- Aber sie kann nur an eine 
^triph Zuruck9eführt werden, an der der 
d6r djp rentabel, lebensfähig bleibt und an 
auch i® arbeitsmarktpolitischen Ziele, die 
Öund'n der Entschließung des Deutschen 
nicht?rges eine zentrale Rolle spielten, 
O^fährdet werden. 
^Js \ Auseinandersetzung um Busch- 
^Qen Sen Sie micn das abschließend 
der ~ verbinden sich Grundsatzfragen 
J*chts '9ie~' Umweltschutz- und 
6nsw>litik in einer wirklich bemer- 

^sch n Weise-Vor allem im Verhältnis 
Politik ®n Wirtschafts- und Arbeitsmarkt- 
^HcJerJTr

lne.rse'te und Umweltschutzpolitik 
%9s/f S'ts wird es immer wieder Span- 
Hi J:lder und die Notwendigkeit eines 

haften   Abwägens   der  Güter b ^en ry      '"*"     '-»uwvayciiö    ucr     vjuitM 
LUschh    siebenjährige Diskussion über 
^aijf    ' deren  Hauptstationen ich 

S|ch tj T9.ezeigt habe, macht deutlich, wie 
hSche phten' Prioritäten und technolo- 
%hahntwick|ungen ändern können. 
r hol n wir sicher politisch Rechnung 
r^ich«Aber wir können nicht die wei- 
i Urid&pKden Wirkungen getroffener 
i ^.Entscheidungen einfach ver- 
'^be^der in Frage stellen, 
h^ren e in der Energiepolitik wie in 
^s6jn' zentralen Bereichen der 
rd9cht orge muß in langen Fristen 

h|evorr
Und verläßlich geplant werden. 

rrangpolitik und Sicherheit der 

Arbeitsplätze sind bis heute Kernpunkte 
der Programme aller demokratischen 
Parteien. Niemand sollte das in der Erre- 
gung eines Tages vergessen. 
Vor allem dürfen wir bei dem notwendigen 
Ausgleich zwischen unserem wichtigsten 
Ziel der Wirtschaftspolitik einerseits und 
der Umweltschutzpolitik andererseits das 
Feld nicht den schrecklichen Vereinfa- 
chern überlassen. Die Fähigkeit zum ver- 
nüftigen Ausgleich, zur Synthese, zur 
schöpferischen Verständigung ist gefor- 
dert Wir gefährden sie, wenn primitive 
Schlagworte, haltlose Verdächtigungen 
oder bloße Vorurteile die Auseinanderset- 
zung prägen würden. 
Zur Daseinsvorsorge gehört auch die 
Verläßlichkeit Ich habe in der energiepo- 
litischen Diskussion der letzten zehn 
Jahre - auch in anderen Funktionen - 
bewiesen, daß ich einmal mit der damali- 
gen Bundesregierung abgesprochene, 
von ihr erwünschte Entscheidungen auch 
vertrete. Es ist doch nicht das erstemal, 
daß ich dazu zu reden habe. 

Zur Daseinsvorsorge gehört das Ver- 
trauen in die Rechtsordnung ebenso wie 
die Fähigkeit der Politiker, dazuzulernen, 
ohne heute zu vergessen, was man 
gestern selbst mitbeschlossen hat 
In diesem Verständnis glauben wir, mit 
dieser Lösung die von unseren Vorgän- 
gern übernommenen Verpflichtungen im 
Kern zu erfüllen und zugleich auch neuen 
Forderungen, wie sie im Beschluß des 
Deutschen Bundestages ihren Ausdruck 
finden, gerecht zu werden. 
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Ministerpräsident Dr. Ernst Albrecht erklärte 
in der Debatte: 
Angesichts der Diskussion um Busch- 
haus in der deutschen Öffentlichkeit in 
den letzten Monaten scheint es mir doch 
nützlich, ja notwendig zu sein, zunächst 
einige Worte zu der Geschichte dieses 
Kraftwerks zu sagen. 
Die Pläne, in Buschhaus ein Kraftwerk auf 
Salzkohlebasis zu bauen, stammen aus 
den Jahren 1976/77/78. Als die Pläne an 
uns herangetragen wurden, haben wir sie 
mit den Dienststellen der Bundesregie- 
rung, der damaligen sozialliberalen Bun- 
desregierung, sorgfältig erörtert Wir sind 
zu dem Schluß gekommen, daß der Bau 
von Buschhaus arbeitsmarktpolitisch not- 
wendig, energiepolitisch sinnvoll, umwelt- 
politisch vertretbar sei und daß dieses 
Kraftwerk im Rahmen der geltenden 
Umweltgesetze in jedem Fall errichtetwer- 
den könnte. 
Lassen Sie mich zunächst einmal das 
arbeitsmarktpoiitische Argument auf- 
nehmen. Hier geht es ja um 3.200 Arbeit- 
nehmer, und es geht um ihre Familien. 
Jeder, der sich ein bißchen damit befaßt 
hat, weiß, daß herkömmliche Braunkohle 
irgendwann in den nächsten 10 bis 15 Jah- 
ren abgebaut sein wird und daß der 
Braunkohlebergbau hier im äußersten - 
wirklich äußersten-Zonenrandgebiet nur 
eine Chance hat, wenn es möglich ist, 
Salzkohlevorhaben abzubauen, und das 
geht nur durch Verstromung in einem 
Kraftwerk. So ist dieser Plan entstanden. 
Ich muß Ihnen sagen - auch heute -: Es 
gibt keine ErsatzarbeitsplätzefürdieMen- 
schen vor Ort Die kleineren Industriefir- 
men, die wir dort im äußersten Zonen- 
randgebiet, im Süden des Kreises Helm- 
stedt gehabt haben sind zum Teil noch in 
den letzten Jahren zugrunde gegangen. 
Wir haben in der Nachbarschaft Salzgitter, 
wo auf Grund der Stahlkrise in den näch- 
sten Jahren 3.700 Arbeitsplätze abgebaut 
werden und schon jetzt eine überdurch- 
schnittliche Arbeitslosigkeit herrscht. Wir 

haben  den  Raum  Braunschweig. ? ^ 
erhebliche strukturelle Schwierigkeit 
hat. Zur Stunde, selbst im Sommer, hac' 
wir dort eine Arbeitslosigkeit von me'irrt, 
13%. Wir haben als Lichtblick Wolfs^ 
wo im Augenblick sogar einige zU^lf 
liehe Einstellungen vorgenommen ^ 
den, wo aber auf Grund der Mechan' ^ 
rung, die gar nichtaufzuhalten ist, im u* j, 
der nächsten Jahre mit Sicherheit a  n 

ein Abbau von Arbeitsplätzen er[Jjgh' 
wird. Schon in den letzten eineinhalb;^ 
ren haben dort 2.700 Personen 
Arbeitsplatz verloren. 
Herr Kollege Vogel hat soeben gesay1. ^ 
- die SPD - haben in unseren Entsc ^ 

ihre" 

ritsch 
ßungen ausdrücklich gefordert, da jrd. 
Beschäftigung aufrechterhalten .ßfl: 
Aber ich würde Ihnen darauf anu0 ^ 
436 Menschen, die nicht mehr gebra

zafr 
werden, können Sie zwar ihren Lo.nrljefT 
len, aber das ist nicht das, was d'e e[r 
sehen dort wollen. Ich habe die Fef    $ 

nuf 
anspräche des Kollegen Adolf ^c ^1- 
gehört. Er sagte: Die Menschen dor\„ii 
len sinnvolle Beschäftigung und nie 
ihren Lohn gezahlt haben. *$& 
Nun zur energiepolitischen Bevve

esto'' 
Die erste Energiekrise - Herr KolleQi n - 
tenberg hat es schon anklingen ^.^ 
lag damals hinter uns; wir waren 'JL^s* 
der sich entwickelnden zweiten u'ps' 
Es war damals übereinstimmenderes' 
sung von Bundesregierung und L ^r 
regierung - trotz aller Differenzen, ,f^e 
in der Energiepolitik hatten -, &»* 50H' 
gemeinsame Anstrengung macn ^ef" 
ten, die heimischen Energievorkorn ep. 
soweit möglich und vernüftig - ^ p0siA' 
Gerade auch so ist es dann zu d®^Jj|un0 
ven energiewirtschaftlichen Beu ^n- 
des Vorhabens Buschhaus geko' 
Meine Damen und Herren, ich Wrfß 
schon einige Male zur Ene.r^sisch

h, 
befragt worden. Die Niedersa<* njcni 
Landesregierung hat nun weiß 
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fürrf chla9wort hochgehalten: Vorrang 
9ew 'e ^onle-Wir sind immer der Meinung 
9es en " icn nabe es nier oft 9enu9 
k0hf9t ""» daß insbesondere die Stein- 
rjj e Hn9ewöhnlich teuer sein könne und 
trob

mitf°ssilen Brennstoffen nun einmal - 
UnS. ,er Entschwefelungsmaßnahmen - 
habp tProbleme verbunden seien. Wir 
DeVj n deshalb als Landesregierung die 
ten ^ e 3-usgegeben, daß wir den größten 
kenr

er Grundlast aus Kernenergie dek- 
Wirul en'ur|d das haben wir auch getan, 
^tro Kden in diesem Jahr 50% unseres 
Ahftr   edarfs aus Kernenergie decken. 
K$T  

wir haben nie gesagt, daß 
wnenergje und nicht auch Kohle ver- 

wir nur 

eir, Än wollten. Und wenn wir nun einmal 
$en u~^nen Kohle im Lande Niedersach- 
9emüa en' dann wollten wir diese auch 
lch

rne selber nutzen. 
berufp

re hier so einige Zwischenrufe von 
96QP

en.er Seite. Diejenigen, die heute 
*iehe • Kraftwerk Buschhaus zu Felde 
1977 n> sjnd doch dieselben, die im Jahre 
Qrohn,?en Sturm auf das Kraftwerk 

^terrl das damals gebaut wurde, 
Sie v0mmen haben. Deshalb werden 
di6J;rstandnis dafür haben, daß ich 6se Art Ißrirriß      "*" ' "-'lcolc" iiiviiiou ciiioi^.u 
arVW? ry®.rma9 wie die Proteste von 
nehr^^Arl von Protesten nicht so ernst zu 

35» 8ä 
lastun n Zu dem Problem der Umweltbe- 
^an Q9",ES ist Ja die Wahrheit, daß, wenn 
des o^^kohle verströmt, in Anbetracht 
3% im

/0'9en Schwefelgehalts - ich sage: 
Horro'Uu^rchschnitt; da hat man ja auch 
9e9eh?  en 9ehört _ ein Umweltproblem 
r3ge • ist Wir haben 1977/78 diese 

6rÖrtert1,t dem Bundesinnenministerium 
^ak Das Innenministerium war 
JshJj der Auffassung, daß es Ent- 
^hle ^elUn9sanlagen auch für Salz- 
rt1ußte vw- dem stand der Technik geben üns ft[n

w,r haben zurückgefragt: Nennt 
96^nnthal welche! - Wir haben keine 
i"^Da    ekommen, sondern man sagte 

^WeM muß mitdem Unternehmen erör- 
t^en     ~ Wir haben es mitdem Unter- 

es Qiklerortert Das Unternehmen sagte: 
yiDt es nicht! 

Dann haben wir als Landesregierung 
anerkannte Experten, zwei an der Zahl, die 
Professoren Meersmann und Schaefer 
beauftragt, gutachterlich dazu Stellung zu 
nehmen. In den umfangreichen Gutach- 
ten, die sie nach Prüfung aller denkbaren 
Verfahren erarbeitet und uns vorgelegt 
haben, kamen sie beide zu dem Schluß - 
1977/78 -, daß nach damaligem Stand 
der Technik eine Entschwefelung von 
Salzkohle nicht möglich sei. Sie haben 
allerdings gesagt, daß sich dies in Anbe- 
tracht des Fortschritts der Technik sehr 
schnell ändern könnte. Dies hat die Lan- 
desregierung dazu geführt, eine Auflage 
zu machen, nämlich das Unternehmen zu 
verpflichten, beim Bau des Kraftwerks von 
vornherein Platzvorsorge für den späteren 
Einbau einer Entschwefelungsanlage zu 
treffen. 
Wir haben dann permanent mit dem 
Umweltbundesamt Kontakt gehalten. Wir 
haben z.B. 1979 geprüft, ob nicht das 
sogenannte Sprühabsorptionsverfahren 
eine Lösung darstellen könnte, mußten 
aber dieses Projekt leider wieder verwer- 
fen. Die Landesregierung hat dann 1982 
im März einen Erlaß herausgegeben, daß 
ein neues Gutachten einzuholen sei. Wir 
haben Professor Rentz damit beauftragt. 
So kam es zu dem berühmten Rentz- 
Gutachten. Nun ist dieses Gutachten im 
Februar dieses Jahres vorgelegt worden. 
Erstmalig jetzt besteht die Möglichkeit, ein 
befriedigendes Entschwefelungsverfah- 
ren auch für ein Salzkohlekraftwerk einzu- 
führen, allerdings mit erheblich höheren 
Kosten. Der Gutachter hat auch klar 
gesagt: Die Kosten sind so hoch, daß sie 
wirtschaftlich dem Unternehmen nicht 
zumutbar sind. - Wir haben das dann 
benutzt, um in Verhandlungen einzutreten 
und doch noch eine Lösung zu finden, 
damit das bestmögliche Entschwefe- 
lungsverfahren für Buschhaus in Anwen- 
dung kommen kann. 
Weil es eben so ist, daß die Technik immer 
weiter fortschreitet Verehrte Dame, hoffen 
und beten Sie nur, daß uns die Technik 
erhalten bleibt, denn nur durch die Tech- 
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nik werden wir die Umweltprobleme unse- 
res Landes lösen. 
Ich darf noch einmal auf die Jahre1977/78 
zurückkommen. Dies wirft auch ein 
bezeichnendes Licht auf die Entwicklung 
in der öffentlichen Meinung: Als wir 
damals die Baugenehmigung erteilen 
wollten, haben wir natürlich öffentlich aus- 
gelegt Jeder, der ein berechtigtes Inter- 
esse geltend machte, konnte dazu Stel- 
lung nehmen. Wir haben keinen einzigen 
Einspruch bekommen: weder von den 
GRÜNEN, die damals im Lande schon 
kräftig kandidierten, noch von der SPD 
noch von der FDP noch von der CDU noch 
von irgendeiner Bürgerinitiative oder 
irgend jemand anderem. Wir haben 
damals nicht einmal eine mündliche 
Anhörung durchführen müssen, weil es 
mangels Einsprüchen keinen Anlaß gab, 
eine solche Anhörung durchzuführen. Ich 
glaube, auch das gerät heute leicht in Ver- 
gessenheit; deshalb wollte ich es doch 
einmal in die Erinnerung zurückgerufen 
haben. 
Der niedersächsische Wirtschaftsmini- 
ster hat damals im Einvernehmen mit dem 
Bundeswirtschaftsminister die Genehmi- 
gung nach dem Energiewirtschaftsgesetz 
erteilt, und der Niedersächsische Sozial- 
minister hat die Baugenehmigung erteilt 
Die Bundesregierung - das hat Herr Kol- 
lege Stoltenberg schon gesagt - war im 
Aufsichtsrat des Unternehmens vertreten 
und hat alle Entscheidungen mitgetragen. 
Aber nun Schluß mit der Geschichte. Fra- 
gen wir uns - das wäre meine Bitte an das 
Hohe Haus -, wie es nun wirklich mit der 
Umweltbelastung aussieht und was wir 
tun können, um sie auf ein Minimum zu 
reduzieren. Herr Kollege Vogel, ich sage 
Ihnen ganz offen: Ich hätte von Ihnen gern 
mehr dazu gehört, weniger Hickhack mit 
der Bundesregierung, mehr zu der Frage, 
wie wir uns jetzt richtig entscheiden kön- 
nen. 
Wir haben in den letzten Wochen und 
Monaten eine gewaltige Anstrengung 
unternommen, gemeinsam mit der Bun- 
desregierung und, wie ich offen sagen 

" Uf1d Unternehmen bedeutetfür mich: Vorstan 
möchte, mit dem Unternehmen 

und Betriebsrat Gemeinsam mit df 
Unternehmen haben wir versucht ye 

richtigen Weg zu finden. Die Ergebnis* 
möchte ich in drei Punkten zusammenfa 
sen. .^ 
Erstens. Buschhaus wird noch 1987, a' 
vor der gesetzlich vorgeschriebenen ^ 
die Emission an Schwefeldioxid so t9f* 
zieren können daß wir unter die G^.% 
von 400 mg/m Abgas kommen. DayJ* 
weit unterhalb der Grenzen, die die Gf^ 
feuerungsanlagen-Verordnung  ^°rfr

i%- 
Sie sieht 650 mg/m3 für Braunkohle^ 
werke vor; wir kommen auf 400 mg/m'.gj, 
ist eine tolle Leistung, daß das möglicn ,aS 
Ich glaube wirklich, daß man mehr als 
nicht tun kann. Ich wage vorherzusaQ ^ 
daß Buschhaus unter den BraunkO1^ 
kraftwerken an der unteren Grenze  ^ 
Emission liegen und die Mehrheit 
Braunkohlekraftwerke in der Bunde» ^ 
publik Deutschland einen höheren v .f 
als 400 mg/m3, erreichen wird, wenn 
uns im Jahre 1988 wiedersehen.        $ 
Zweitens - das ist der entscheid* 
Punkt, Herr Vogel; denn hier ist eine 9* 
ich hätte beinahe gesagt: verlogene    \ 
kussion, aber ich will zunächst & ^ 
sagen:   irrtümliche   Diskussion  "?, $ 
Öffentlichkeit entstanden -: Da wir" ü 
getan, als würde Buschhaus zusätzN    j, 
Off leben I  und Offleben II in ßei> 
genommen. Das ist schlicht 9esa?^^ 
Unwahrheit Buschhaus soll an ste Uffle- 
Offleben I und zum Teil an Stelle v^n JT pie 
ben II in Betrieb genommen werden- ^ 
schlichte Wahrheit lautet, daß wir '"   yi 
Erzeugung    einer   Kilowattstuna    jr1 
Buschhaus 20% weniger Kohle ^jj,r 
Offleben I und 10% weniger als in ^ 
ben II brauchen. Das heißt: Bei jeder  ^ 
Wattstunde, die in Buschhaus er   ^ 
wird, wird die Umwelt weniger bel^ndeifl 

bei der Erzeugung einer Kilowatts!" ^ 
Offleben I oder Offleben II. Das ist°e 

scheidende Punkt dieser Debatte. ^ 
Ich sage Ihnen ganz ehrlich: ^"f,^1 

mich in den letzten Wochen man 
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und rt^'felt gefra9t- wie man die Vernunft 
9en k Wanrneit so zum Ausdruck brin- 
gs ' daß sie aucn durchdringen. 
Ihnl^uß doch. Herr Kollege Vogel, auch 
Wj'en einsichtig sein. 
parj'

mmer wir das Paket packen - ceteris 
sin<j ' Wenn die Elemente sonst gleich 
UM H ; Wenn Sie Buschhaus einmotten 

lafür Offleben I anfahren, haben Sie 
Wenn <?.here Umweltbelastung als dann, 
Urvjnw Buschhaus in Betrieb nehmen 
ifM. .UTT'eben I und Offleben II nicht nutzen. 
^n<2 mir nocn einmal den Entschlie- 
WagV^ag der SPD vorgenommen. 
9envo gen Sie denn vor? ~ Sie schla" 
9efah 'daß die Leistung so lange zurück- 
n6n •en wird, bis es Ihnen paßt. Das kön- 
lejsr

r natürlich machen. Wir können die 
inofti $ ln Buschhaus, in Offleben I und 
habe' 

Den" auf Null zurückfahren. Dann 
^i$sLWir natürlicn überhaupt keine 
kejn '°nmehr; wir haben dann auch 
v°n u ,e'tsplätze mehr in der Region 
9e9ebß tedt Aber wenn Sie einen 

9ewjs
en|n  Stand  der Leistung,  eine 

nehmp   Erzeugung von Kilowattstunden 
deUteoh dann ist das Ergebnis für den - 
beSs 

cnen Wald mit Buschhaus immer 
^ch I,    °nne Buschhaus. Das liegt ein- 
h,u.n9sq    dem   unterschiedlichen  Wir- 

9ierUnaS'Wir ~ Unternehmen, Bundesre- 
dann A: Und Landesregierung - haben 
d^l «in zusätzliches Maßnahmenbün- 
NakSehen' das sicherstellt, daß 
J^ehliM? Au9"st dieses Jahres eine 
Hst,, Reduzierung derSchadstoff- 
Ist- Unrt 9 lm Raum Helmstedt möglich 
5°00Ot2War von 145-000 t jetzt auf rUriQ u^

T zunächst Das ist eine Reduzie- 
re ßpl napp 18%- Ein Jahr später tritt uieSvvy.U2ierung von über 20% ein. 
K6he  L,lch auch einmal sagen, denn ich 

utsch|6rrn   Farthmann   hier:   Wo 
h ißrn Dnd werden wir im 
ü?n hrT^'er eine Reduktion der Emissio- 

sin 
in 

and werden wir im Jahre 1984 in 
1(?n Urt1 j-'^

1 emeMeauKtion aerbmissio- 
?86 uL/o gegenüber 1982 und schon 
M dT mr?hr als 20% haben? 

stfaien   länen, die mir aus Nordrhein- 
en vorliegen, wird in Nordrhein- 

Westfalen für die Jahre 1985/86 mit einer 
Einsparung von etwa 55.000 t und bis 
1987 mit einer Einsparung von 110.000 t 
gerechnet Ja, die 55.0001 sind 6%, aber 
im Raum Helmstedt werden es 18% sein. 
Ich wiederhole: 18% kraft einer gemein- 
samen Anstrengung des Unternehmens, 
der Landesregierung und der Bundesre- 
gierung. 
Ich komme nun zu einem Punkt, der in der 
Tat wichtig für mich ist Wenn das alles so 
ist, warum - so muß man sich fragen - 
dann eigentlich das ganze Buhei? Warum 
kann man in diesem Hause zu einem sol- 
chen Konzept keine allgemeine Zustim- 
mung bekommen? Ich habe aus dem, 
was hier - auch von Herrn Kollegen Vogel 
- soeben gesagt worden ist, eines ent- 
nommen. Die Antwort ist: Es mag ja sein 
mit eurem Wirkungsgrad, aber es geht 
nicht - Warum geht es nicht? - Weil 
Buschhaus ein Symbol, ein Negativ Sym- 
bol geworden ist Dieses Symbol hat man 
doch aufgebaut. 
Deshalb lassen Sie mich doch noch 

'einige Worte dazu sagen. Das hat doch 
damit begonnen, daß man versucht hat 
den Menschen weiszumachen, dies sei 
die größte Dreckschleuder der Nation. 
(Horacek (GRÜNE): Ist es auch!) 

Das hätten Sie lieber nicht gesagt denn 
jetzt werde ich Ihnen gegenüber den 
Beweis dafür antreten, daß das nun wirk- 
lich in keiner Weise mit der Wahrheit über- 
einstimmt Buschhaus wird - und zwar 
nur ein oder eineinhalb Jahre lang - maxi- 
mal 34.000 t Schwefeldioxid ausstoßen. 
Schon die alten Kraftwerke liegen viel 
höher. Offleben I: 49.000 t; Offleben II: 
96.0001; Borken in Hessen 40.0001; Nie- 
deraussem im rheinischen Revier: 46.000 t; 
Weisweiler 81.000 t pro Jahr; Neurath: 
97.000 t; Frimmersdorf: 108.0001 
Da wir ja schließlich von der angeblich 
größten Dreckschleuder der Nation spre- 
chen, darf ich den Blick auch einmal in die 
DDR richten, um zu erfahren, wie es dort 
aussieht Vockerode: 225.0001 Schwefel- 
dioxid;  Hagenwerder: 290.000 t; Vet- 
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schau: 360.000 t; Boxberg: 480.000 t;Thier- 
bach: 510.0001 Jetzt wird dort ein Kraftwerk 
gebaut das Kraftwerk Deutsch - nach 
unserer Kenntnis ohne Entschwefelung- 
sanlage - das im Jahr 700.0001 Schwefel- 
dioxid erzeugen wird. 
Wenn man diese Zahlen sieht, kann man 
wirklich nicht mehr die Behauptung „größte 
Dreckschleuder der Nation" aufrechterhal- 
ten. 
Ich will aber gerne auch noch etwas auf die 
Konzentration eingehen; denn in der Tat ist 
das, was uns schwer zu schaffen macht die 
Tatsache, daß pro Kubikmeter Abgas zur 
Stunde in Buschhaus 7.000 mg an Schwe- 
feldioxid emitiert werden, nicht 12.000, wie 
manche einmal gesagt haben, sondern 
7.000 mg. Aber auch hier möchte ich doch 
gerne darauf hinweisen, daß im rotgrünen 
Musterland Hessen, in Borken, der Mittel- 
wert 12.500 mg pro Kubikmeter beträgt und 
Spitzenwerte von 25.000 mg pro Kubikme- 
ter erreicht werden. Ich habe noch nicht 
gehört daß dort eine besondere Unruhe 
wegen der allergrößten Dreckschleuder 
der Nation entstanden wäre, obwohl da 
doch ganz bestimmte Parteien eine ganz 
bestimmte Verantwortung tragen. 
Mir scheint daß das, was hier geschehen 
ist in Wahrheit folgendes ist: Da haben 
Leute einen Popanz aufgebaut dann heften 
sich die Gefühle der Menschen an diesen 
Popanz - ich kann es ihnen nicht verdenken 
-, und dann sind wir, die Politiker, nicht mehr 
in der Lage, das zu entscheiden, was dem 
Wald wirklich hilft Man rennt vielmehr nur 
noch diesem Popanz nach und sagt: 
Buschhaus darf nicht ans Netz gehen, 
obwohl das Ans-Netz-Gehen von Busch- 
haus der Umwelt dem deutschen Wald 
gerade helfen würde. 
Herr Kollege Vogel hat gesagt: Nicht Reden, 
sondern Taten. Genau das ist der Punkt Wer 
sagt Buschhaus dürfe nicht ans Netz 
gehen, der folgt nur den Reden. Der will dem 
Symbol Genüge tun. Wer Taten für den Wald 
tun will, der muß sehen, daß er das Kraft- 
werk mit dem größeren Wirkungsgrad ans 
Netz gehen läßt um dafür schlechtere Kraft- 
werke aus dem Verkehr herauszunehmen. 
Ich möchte gerne noch ein Wort zu einem 
Thema sagen, das auch oft in der Öffentlich- 
keit diskutiert worden ist und zwar falsch 

diskutiert worden ist: zum Thema DDn- 
ist richtig, daß die DDR am Anfang ej" | 
bliche Sorgen hatte, was das denn wjjje 
sein könnte. Angesichts der Kampagne-^ 
in der Bundesrepublik Deutschland s^ 
fand, ist es auch nicht verwunderlich, 
dort Sorgen bestanden. Außerdem beS0- 
den Fragen. Ich habe darüber mit Herrn,! 
tag im Frühjahr dieses Jahres sPr?fr(jie 
können und habe im übrigen gerade W' 
Art, wie wir das Problem lösen, großes i   g 
resse gefunden; denn wenn man &nn'J6 

Verfahren in der DDR einführen v\&> 
könnte die DDR gewaltige Devisenersj£s 
nisse haben. Sie ist seitdem voll dabei, ^ 
was uns für Buschhaus vorschwebta 

für die DDR zu untersuchen. ßer|iii 
Herr Kollege Hasselmann ist in OsH? {er 
gewesen und hat mit dem Umweltmin^ 
der DDR alle Einzelheiten durchg^*^ 
chen. Wir haben alle Informationen 9 -t 
ben. Die Regierung der DDR hat uns Qe jgrt 
sie sei beeindruckt und sie sei intere

hierne 

gerade weil sie ähnlich gelagerte Pr°D 

wie wir hat $$ 
Ich glaube schon, daß man sagen ^j^ 
Wenn das, was uns im Landkreis n.^ 
stedt vorschwebt was wir dort ven*^ 
chen wollen - ich wiederhole es n^-ijr 
zwischen heute und 1986 eine ^v^ 
rung des Schadstoffausstoßes um ^ 
20%, ab 1987 eine Verminderung^ 
Schadstoffausstoßes um über 75 'o^o/o '< 
1993 eine Verminderung um über» ^ 
überall in Europa Maßstab werden * ^r 
dann würden wir alle Erwartungen- ugfi 
jetzt hegen, weit weit übertroffen ^ 
Selbst wenn wir nur zwei Drittel vo ^ 
erreichen,   was   im   Helmstedter   ^ 
erreicht wird, wäre das eine dram ^ 
Verbesserung der Umweltsituatjon' 
Europa- • • oin le^f Ich möchte schließlich - das ist P"!^ 
wichtiger Punkt für mich - auf die     *P 
dere Situation der Landesregieru 
Genehmigungsbehörde hinweisen•    ^» 
Wir werden immer wieder au 
das klang ja eben auch aus . denWort^die 

Oppositionsführers heraus -, ^fP.^^. 
Inbetriebnahme des Kraftwerks But» ^n- 
nichtzu genehmigen. Ich muß hierz hts' 
Wenn ein Kraftwerk auf Grund eines ^ 
gültigen Bescheids, auf Grund ein 
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ses . ,m'9ung, gebaut worden ist wenn die- 
BßkJ~Jternehmen alle Auflagen, die die 
qPh     e gemacht hat, erfüllt und alle sonsti- 
?C|1   QOon4,|-     I V« i  ben Besetzlichen Voraussetzungen gege- 
nach H^' dann mu^ d'e Landesregierung 
9uno Gesetz die Betriebsgenehmi- 
2u j?aucn geben, es sei denn, man gehörte 
fereri n' c*ie kürzlich auf einer Pressekon- 

I ^2 vor mir mit dem Schild aufzogen: 
lcrVw,rlllegal" scheißegal". 
dies» ?anz c'eu*''cn sagen: Niemand wird 
9eQf»r, i^ndesregierung dazu bringen, 
k£2 Recht und Gesetz zu verstoßen. Wo 
Qenpk Wir hin-Herr fliege v°9el-wenn die 

in dgnrJJ'gungsbehörden nach Stimmung 
^W n rf etlichen Meinung entschieden 
Wir soS entschieden? Sie haben gesagt, 
Korn 'ten nicht so starrsinnig sein. Dann 
^qpn ^'e Ditte nocn einmal hierher und 
das • Was Sie damit meinen. Wenn Sie 
lnbetri9Kmeint naben sollten' daß wir die 

^re rf anme verweigern sollen, dann 
hjrin ,as nichts anderes als eine Aufforde- 
st°rti2Jn? Rechtsbruch. Was mich daran 
re9ien nicntdie Frage, ob etwa die Landes- 
dens ^

n9 von Niedersachsen hier Scha- 
^and2 leisten müßte und ob wir irgend 
^6|dsu n fanden> der uns vielleicht die 
äUs Rft?/116 ersetzt, sondern wir werden 
Vtya?nts9ründen auf keinen Fall etwas 
9eri A * unserer Auffassung von der richti- 
ger*      ndun9  des  Gesetzes  wider- 

AbgeJ^pnte den Damen und Herren 
^9en n eten dieses Hohen Hauses gerne 
r^arrm as ist nicnt eine Mißachtung des 
ö^^a&i das ist der Respekt vor dem 
ü^Pew r ^eil wir einen solchen 
K?^n uVor der hohen Funktion dieses 
L^üh« auses toben, werden wir uns 
ä**c2i die Gesetze, die dieses Hohe 

leÖunri cht ^ skruPu,ös einzuhalten. 
u n9 haKre9'erun9 und die Landesregie- 
onternehn ein Paket geschnürt, das dem 
^seK^men weit mehr auferlegt als das 

nferrtehrsieht Wir bedanken uns bei dem 
J^rnrElern dafür, daß diese Überein- 

Pntern(^
rs|eht Wir bedanken uns bei dem 

h ^rrTAr?ern dafür- daß diese Überein- 
r ÜhS!lCn ist Dies entspricht nach mei- 
^9siini;^

ugung genau der Verhand- 
rt^ch!:d,e durch die Entschließung des 
Susesj?h Bundestages von Ende Juni 
'ch s* J^nres vorgezeichnet ist 

sächsische Landesregierung es begrüßt 
hat daß auf Grund dieser Entschließung 
des Deutschen Bundestags die Arbeiten 
zusammen mit der Bundesregierung und 
nicht zuletzt auch das finanzielle Engage- 
ment des Bundes es möglich gemacht 
haben, eine wirklich noch viel bessere 
Lösung zu entwickeln; eine Lösung, die 
eine sofortige und erhebliche Verbesse- 
rung der Umwelt mit sich bringt Es ist eine 
Lösung, die aber auch die Arbeitsplätze 
der Menschen im Helmstedter Raum 
sichert Niemand wird entlassen. 
Meine Bitte zum Schluß an das Hohe Haus 
lautet doch nicht zu vergessen, daß es sich 
hier wirklich um Tausende von Familien 
handelt die jetzt wahrscheinlich am Fernse- 
her sitzen und darauf warten, was der Bun- 
destag heute entscheiden wird und wie er 
sich zu Buschhaus einläßt Diese Familien 
wollen nicht nur, daß Buschhaus in Betrieb 
geht sondern die Arbeitskräfte wollen ihre 
Arbeit dort mit gutem Gewissen tun. Sie wol- 
len nicht die Prügelknaben der ganzen 
Nation sein. 
Deshalb bitte ich - weil sie ja hier selber 
nicht sprechen können -, mitGenehmigung 
des Herrn Präsidenten noch einmal den 
Appell vorlesen zu dürfen, den sie an den 
Deutschen Bundestag im Zusammenhang 
mit der heutigen Sitzung gerichtet haben. 
Da heißt es: 

Die Belegschaft der Braunschweigischen 
Kohlen-Bergwerke hates 1976 sehr begrüßt, 
daß damals die sozialliberale Bundesregie- 
rung der Helmstedter Salzbraunkohle die 
Förderungsfähigkeit nach den Bestimmun- 
gen des Kohleverstromungsgesetzes durch 
einen Beschluß des Bundestages hatte 
zuerkennen lassen. 
Dadurch wurden die Bemühungen des 
Betriebsrates und der Arbeitnehmerseite im 
Montan-mitbestimmten Aufsichtsrat der 
BKB um eine Fortsetzung des Helmstedter 
Braunkohlenbergbaus bis weit über das 
Jahr 2000 hinaus nachträglich unterstützt 
und die Arbeitsplätze für diese Region durch 
das Salzbraunkohleprojekt gesichert. 
Die Belegschaft der BKB hat es in diesen 
Wochen sehr begrüßt, daß die christlich-libe- 
rale Bundesregierung in logischer Fortset- 
zung der damaligen Arbeitsmarkt-und Koh- 
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levorrangpolitik ernsthaft um die Ausarbei- 
tung eines tragfähigen Kompromisses für 
die Inbetriebnahme des Kraftwerkes Busch- 
haus bemüht war. Dadurch ist es möglich, 
sowohl unsere Arbeitsplätze in einem wei- 
terhin ertragsfähigen Unternehmen zu 
sichern als auch die im Laufe der letzten 
Jahre hinzugewonnenen Erkenntnisse über 
unabweisbar notwendige Umweltschutz- 
maßnahmen trotz entgegenstehender 
Rechtsansprüche des Unternehmens zur 
Geltung zu bringen. Entscheidende Grund- 
lagen für diesen Kompromiß hat die nieder- 
sächsische Landesregierung geschaffen, 
wobei die Landesregierung beiden entspre- 
chenden Verhandlungen mit dem Unterneh- 
men über verstärkte Umweltschutzmaßnah- 
men die aktive Unterstützung des Betriebs- 
rates und seiner Gewerkschaft erfahren hat 
Wenn darüber hinaus die Entschließung des 
Deutschen Bundestages vom 28. Juli 1984 
dem Ziel dienen sollte, die Umweltbelastung 
zu vermindern und unsere Arbeitsplätze 
nicht zu vernichten, dann ist dies durch das 
vorliegende Verhandlungsergebnis erreicht 
worden. 

Die Stellungnahme des Deutschen Bundes- 
tages zum Kraftwerk Buschhaus hat damit 
ihren Zweck erfüllt 
Die Arbeitnehmer und ihre Familien im 
Helmstedter Revier würden jedoch kein Ver- 
ständnis dafür haben, wenn angesichts die- 
ser für Umwelt und Arbeitsplätze gleicher- 
maßen erfolgreich verlaufenden Entwick- 

lung die niedersächsische Landesregie^ 
dennoch daran gehindert werden #L, 
nach Recht und Gesetzsowie nach den^ 
wendigkeiten in der Region Helmsted1 $ 

entscheiden. 
Der Ernst der Lage in unserer Region und 
Unruhe unter unseren Belegschaftsm^, 
dem und ihren Familien gebieten denf^ 
rieht auf irgendwelche parteitaktis^s, 
Überlegungen, zumal inzwischen necn^. 
bar eine Nichtinbetriebnahme des r^ir^f 
kes Buschhaus zu einem Nullergebnib 

die Umwelt führt *$• 
Wir erwarten deshalb vom Deutschen jj^ 
destag eine parteiübergreifende Ko? Zj- 
der Arbeitsplatzsicherung auf der v' (, 
läge rational bestimmter Umweltschutz^ 
Scheidungen. Eine solche Koalition w\ß 
auch deutlich machen, daß sich die 9 ^ 
Mehrheit des Deutschen Bundestage*.^ 
prinzipiell Industrie- und arbeitnehmen ^ 
liehen Zeiten der GRÜNEN widerse^en 
die von dieser Minderheit im Deut^^ 
Bundestag am 25. Mai 1984 bereits*$ 
kündigte Strategie des Ausstiegs &u 

Braunkohle ablehnt ...M^ 
Der Betriebsrat der Braunschweig1^^ 
Kohlen-Bergwerke,   im   Auftrag 
Banse, Vorsitzender.         ^-^"^ 

Meine Damen und Herren, das sagt!jJ ^s 
das, was heute zu sagen ist Ich b|tlgp0- 
Hohe Haus und ich bitte auch djLjjg^ 
Fraktion, das noch einmal sehrsorgi8 

wägen. ^ 

Der SPD-Abgeordnete Adolf Schmidt, Vorsitz^ 
der der Industriegewerkschaft Bergbau *K 
Energie, begründete seine Zustimmung zum EJV 
Schließungsantrag der Koalitionsfraktionen f 

gendermaßen: 
Wie mein Kollege Müller habe ich zunächst 
die Pflicht - ich erfülle sie gerne -, mich bei 
meiner Fraktion dafür zu bedanken, daß ich 
hier eine abweichende Meinung vertreten 
konnte. Wir Sozialdemokraten im Hause 
wie natürlich auch im Lande wollen alle, daß 
die Kraftwerke im Lande - heute stehen die 
Helmstedter in Rede - so rasch und so wirk- 

sam wie möglich mit Rauchgaserrt^pje- 
felungsanlagen nachgerüstet we^^te^1 

ses Ziel verfolgen wir Sozialem" 
gemeinsam und geschlossen. n> an1 

Über den Weg, der uns am J^^fi)^ 
sichersten und am schnellsten aow ^p- 
sind mein Kollege und Freund Ru" praK' 
und ich anderer Meinung als uns 
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^rvirS unserem Dienst- und Pflichtver- 
töf, ~J[s halten wir es mit den Beschäftig- 
Qewfttr BKB> inrem Betriebsrat ihrer 
da$ikr^chaft' dem DGB> to* vernünftiger, 
*ü rieh erk Buschhaus sofortin Betrieb 
^°hle ' es mit der normalen Braun- 
betr6jufUs dem Resttagebau Jreue" zu 
Ur»d ihn- Wie die dortigen Beschäftigten 
Auffa^6 9ewählten Vertreter sind wir der 
h*Usu H"9, daß für die Kraftwerke Busch- 
9a$en2 u eDen " sofort moderne Rauch- 
9eg6^

cnwefelungsanlagen in Auftrag 
^stmSiWerden sollen, damit sie zum frü- 
^hJ?9,10^   Zeitpunkt   optimal   ent- 
Cuän können- fralcy^Un9svorschläge der Koalrtions- 
^S? kommen diesen unseren Vor- 

511 am nächsten. Darum werden wir nr>en V        nacnstea 
^shai

Uchzustimmen- 
2Ur  "fastens zur Folge, 
StfW,ste,lun9    der 
Kl i»— •yasentsrhwofoiiinn 

daß die Frist bis 
notwendigen 

entschwefelungsanlagen      so 
r lihL ^ ch ist Wir gehen nach unse- 

?lJs.daRS" und Diensterfahrung davon 
^nd . | s'cn nach der Verabredung Bund, 
?üch'dii r?rnenmen und damit natürlich 

en da • Ie9scnaft gegenseitig kontrol- 
^n sinci     Verz°genjngen ausgeschlos- 

?er SctS'ri
Es ^ sofort eine Reduzierung 

t^en?u <sto^mengen ein> die dort ohne 
h^dieftff1 ^ängstigend hoch sind. Den 
^Us ^ ^nebsgenehmigung für Busch- 
& ^iaor Um die geht es im Grunde - zu 
h^hS-V heißt nicht nur, ein nohes Maß 
a1» sorÜnd damit Finanzrisiko einzuge- 
ben, daß ®rn bedeutet in diesem Falle 
^.u«-«13 die jetzigen Schadstoffmengen, Wie 

^riehi; Und für mittlere Fristen fortge- 
^rim^Werden. 
^ber hiime He|mstedt und natürlich weit 

Jin w9esagt, beängstigend hoch liegen! 
^hriet 

im 

f6? Wil|1lnaus die Umwelt wirklich verbes- 
^nsGrf^uuß Jedenfalls nach unserer 
^Übefli uun9 und nach unserer Ein- 
tr!Sentjioh *das neue Kraftwerk mit dem 
I? in BeJ0" besseren Umwandlungsfak- 
^ftWerk^Jp nehmen, damit das älteste 
S^nn.   Ö9,jcnst rasch stillgelegt wer- 

la^ehm6 Arbeitep*ätze der dortigen 
9fristiQ^

er .wer"den ab sofort mittel-und 
y gesichert Die dortigen Kollegin- 

nen und Kollegen behalten Arbeit die sinn- 
voll ist die erfüllt und am Ende auch glück- 
lich macht obwohl sie sehr schwer ist An 
die Stelle der Sorgen in den Familien dort 
tritt die Sicherheit und die Gewißheit über 
eine solide Entwicklung in ihrer Zukunft 
Trotz Grenznähe wird - so sehen wir die 
Zusammenhänge - eine gut funktionie- 
rende und voll beschäftigte BKB magne- 
tisch auf das eine oder das andere hand- 
werkliche oder mittelständische Unterneh- 
men wirken, so daß es sich möglicherweise 
in der Nachbarschaft der BKB im grenzna- 
hen Gebiet ansiedeln wird. 
Viertens. Letztlich beendet die von Rudi 
Hauck und mir für richtig gehaltene Ent- 
scheidung die Phase der Rechtsunsicher- 
heit der Gesellschaft die natürlich auch 
negativ auf Handel, Handwerk und 
Gewerbe ausstrahlt Die Kraftwerksbetrei- 
ber haben nach unserer Erfahrung und Ein- 
sicht und nach unserer Vorstellung von 
Rechtsstaatlichkeit einen Anspruch auf die 
Erteilung der Betriebsgenehmigung. 
Umgekehrt wird sich das Unternehmen, 
wenn so entschieden wird, wie wir beide 
das für richtig und vernünftig halten, mora- 
lisch verpflichtetfühlen, alleZusagen, die es 
an die Politik gemacht hat gewissenhaft, 
sauber und zuverlässig zu erfüllen. 
Weil wir das so sehen, meine Kolleginnen 
und Kollegen, werden wir in diesem Falle 
ausnahmsweise - ich jedenfalls erstmalig 
während meiner Parlamentstätigkeit - 
gegen unsere Fraktion mit der Regierungs- 
koalition stimmen. Wir werden ansonsten 
mit unseren Freunden zuverlässig in Oppo- 
sition gegen sie stehen. 
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Mit 265 gegen 195 Stimmen nahm der Deutsche Bundes^ 
folgenden Entschließungsantrag der Fraktion der CDU/C* 
und FDP an: 
Der Deutsche Bundestag unterstützt die 
aufgrund seines Beschlusses vom 
28.6.1984 von der Bundesregierung vor- 
gelegten Vorschläge zur Verbesserung 
des Umweltschutzes. Mit diesen Maßnah- 
men werden im Einvernehmen mit der nie- 
dersächsischen Landesregierung und im 
Zusammenwirken mit den Braunschwei- 
gischen Kohlebergwerken AG unter 
Berücksichtigung der Rechtslage 
Arbeitsplätze erhalten und die Umweltbe- 
lastung wesentlich verringert. Dies wird 
wie folgt erreicht: 
1. Das Kraftwerk Buschhaus wird bis zum 

Einbau einer Rauchgasentschwefe- 
lungsanlage nicht mit Salzkohle betrie- 
ben. 

2. Durch den übergangsweisen Einsatz 
von Braunkohle im Kraftwerk Busch- 
haus und die Übernahme des Kraftwer- 
kes Off leben I in die Kaltreserve wird die 
S02-Gesamtemission im Raum Helm- 
stedt sofort von 145.000 Jahrestonnen 
auf 125.000 Jahrestonnen reduziert 

3. Darüber hinaus wird durch die ver- 
stärkte Nutzung des mit höherem Wir- 
kungsgrad  arbeitenden  Kraftwerkes 

Buschhaus und eine entsprecrj|    ^ 
Reduzierung des Betriebs von On' ^o 
II der SCVAusstoß um weitere ?• 
Jahrestonnen gemindert .^ 

4. Durch den Einbau des Trocken-A0. ^ 
Verfahrens für die Blöcke A un9,oßdie 

Kraftwerkes Offleben II wird ab 1 *° .^e 
S02-Gesamtemission um -afi# 
6.500 Jahrestonnen für die 9e* ^ 
Restbetriebsdauer dieser Block 
ringert. ^ 

5. Die Fertigstellung der Rauchö^K 
Schwefelungsanlage für das Kra ^ 
Buschhaus soll nicht erst l9°°:n 
dem bis zum 30.06.1987 erfoK3»   ^ 

6. Damit soll der S02-Ausstoß WJLs' 
Helmstedt von heute 145.000 J* 
tonnen reduziert werden auf      ureS' 
- im ersten Schritt rd. 120.000 J" 

tonnen, .n^ 
- ab 1986 rd. 113.500 Jahreston'    s- 
- ab 01.07.1987 unter 35.000 J» 

tonnen und rtPf1. 
- ab 1993 rd 9.000 Jahrestonne   rCP 
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